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Familiennachzug für Reiche

EU will noch nicht klonen

LiebeR LeserIn, 

als ich während
des Krieges die
Humanität des
Parteitags-Farb-
beutels mit der
eines Angriffs-
krieges in ein

Verhältnis setzen wollte, war das
schon ein mittelmäßiger Skandal
– aus heutiger Sicht war es eher
zu vorsichtig.

Nachdem die rot-grünen
Kriegs-Lügen jetzt Stück für Stück
aufgedeckt werden, ist das Thema
Kosovo-Krieg aus dem kollektiven
Gedächtnis von Partei, Regierung
und Gesellschaft fast vollständig
verschwunden und verdrängt. Die
EU-Außen- und Verteidigungsmini-
ster – alle noch im Amt – wollen
statt des Nationalisten Milosevic
lieber einen Nationalisten der
Opposition an der Macht sehen.
Sie haben bereits finanzielle Be-
lohnung angekündigt für den Fall,
daß ihr Favorit gewählt wird.
Wenn das nichts hilft, dann gibt
es immer noch Tornados. 

Ein virtuelles Massaker könnte
zahlreiche Grüne wieder vor die
»Zerreißprobe« stellen – nicht nur
am Trommelfell.
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IWF- und Weltbanktreffen in Prag

Platzende
Wirtschaftswunder
Kapitalistische Institutionen haben spätestens seit den heftigen Protesten gegen den WTO-Gipfel in Seattle keinen guten Ruf. Jetzt
werden Armutsprogramme geplant, die aber auf alte Konzepte setzen. Die armutsfördernden IWF-Strukturanpassungsmaßnahmen gel-
ten jetzt auch für das MEDA-Programm der EU.  [mehr... Seite 4]

[mehr... Seite 5]

[mehr... Seite 6]

Nationalstolz wird zum Rassenhass

Einheitstaumel    
absagen

Etwa 87,3 Prozent aller Reden zum zehnten
Jahrestag des Zusammenschlusses von BRD
und DDR werden einen Hinweis auf bedau-
erliche rassistischen Vorfälle enthalten.
Gute Deutsche werden sich vom offenen
Straßenkampf-Faschismus distanzieren, um
anschließend durch Hinweis auf die gestie-
gene Verantwortung Deutschlands die intel-
ligentere Version der deutschen Weltmacht-
planungen umzusetzen. 
[mehr... Seiten 2+3]
< In der befreiten Zone 
Deutscher (links) und Hund (rechts).



Vor einigen Monaten waren Fa-
schistInnen noch arme kleine Moderni-
sierungsverliererInnen. Für aufsehener-

regende Aktionen bekamen sie ein ak-
zeptierendes Jugendzentrum und ein
Arbeitsförderungsprogramm. Heute

scheint es, als hätte die antifaschisti-
sche Kritik dieser Methode etwas ver-
ändert: Bekennende Rechtsextreme sol-
len ihren Job verlieren, keinen Führer-
schein erhalten und nicht mehr liebge-
habt werden. Ganz Deutschland
scheint sich seit diesem Sommer gegen
sie verbunden zu haben. Ein paar tote
Linke, Obdachlose und MigrantInnen,
das war lange Zeit für viele der heuti-
gen Nazi-BekämpferInnen kein Grund
zur Gegenwehr. Erst die ungünstigen
Fotos der Weltpresse vom Nazi-Auf-
marsch am Brandenburger Tor stifteten
zu vermeintlich antirassistischen Akti-
vitäten an. Ganz vorne dabei sind in
den Verbalbündnissen die Bundesregie-
rung, Arbeitgeberverbände, Medien
und Gewerkschaften. 

Ihr Beitrag zu einer toleranten Gesell-
schaft ist mehr als fragwürdig: Mit der
Unterscheidung von nützlichen und
schädlichen MigrantInnen (siehe Denk-
pause 7 und 8) haben sie eine rassisti-
sche Stimmung begünstigt, die jetzt
scheinbar bekämpft wird. 

Auch der deutsche Angriffskrieg ge-
gen Jugoslawien und eine militaristi-
schere deutsche Außenpolitik leistet ei-
nen Beitrag zur Gewalt gegen Anders-
denkende. Wie soll man Jugendlichen
erzählen, daß Mord und Totschlag kein
geeignetes Mittel der politischen Aus-
einandersetzung ist, wenn es die deut-
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75 Millionen DM 
für Täter

Die deutsche Bundesre-
gierung stellt 75 Millio-

nen DM Bundesmittel aus
dem Europäischen Sozial-

fonds für »Jugendarbeit
gegen Rassismus und

Fremdenfeindlichkeit«
bereit. Mit den Millionen
werden allerdings keine

Antifa-Gruppen finanziert
werden, sondern solche

AktuerInnen, die man ei-
gentlich zum Täterkreis

zählen müßte: Arbeitge-
berverbände und Ge-
werkschaften werden

qualifiziert; in Behörden
soll fortgebildet werden.

Im Jugendministerium
scheint man also ein of-

fenes Auge für den staat-
lichen Rassismus und

Fremdenfeindlichkeit aus
der Mitte der Gesellschaft

zu haben. Staatsse-
kretärin Edith Niehuis:

»Alle Schuld bei den Ju-
gendlichen abzuladen ist

falsch. Sie können nur
deshalb so agieren, weil

sie auf Zustimmung oder
Billigung oder Weg-

gucken stoßen.«
www.bmfsfj.de/infoc/

inhalt08.asp

Dokumentations- und
Informationszentrum

für Rassismus-
forschung D.I.R. e.V. 

http://www.uni-mar-
burg.de/dir/

Nationaler 
Neoliberalismus

Um den Rechtspopulisten
nicht das Terrain zu über-
lassen, versucht die neu-

ste Ausgabe des Wider-
spruch Probleme, Chan-

cen und Perspektiven ei-
ner solidarischen Arbeits-
und Sozialpolitik zu skiz-

zieren. Nachdem die
westeuropäischen Regie-
rungslinken, sozialdemo-

kratische Parteien, Ge-
werkschaften und Grü-

nen, eine Mitverantwor-
tung am Erstarken des
Rechtspopulismus atte-
stiert wird, greifen ver-
schiedene Beiträge die

Modernisierung und Fle-
xibilisierung des Arbeits-

marktes an. Arbeiter-
und Klassensolidarität

wird den LeserInnen als
nicht gerade neues Mittel

gegen Lohnflexibilisie-
rung und Leistungslohn-

systeme angeboten.
Lesenswert macht das >
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Etwa 87,3 Prozent aller Reden zum zehnten Jahrestag des Zusammenschlusses von
BRD und DDR werden einen Hinweis auf bedauerliche rassistischen Vorfälle enthal-
ten. Gute Deutsche werden sich vom offenen Straßenkampf-Faschismus distanzie-
ren, um anschließend durch Hinweis auf die gestiegene Verantwortung Deutsch-
lands die intelligentere Version der deutschen Weltmachtplanungen umzusetzen. 

Wenn Deutsche zu stolz werden

Einheits-  
taumel

absagen

[Außen hui, innen pfui]
Ihre Beteiligung an einem »Netz gegen Rechts« verkündet die BERLINER ZEI-
TUNG auf Seite 1 ihrer Ausgabe v. 16.08.2000. »Darin werden Informatio-
nen über Rechtsradikale, Ausländerhass und Rassismus in Deutschland zu-
sammengefasst.« Auf Seite 29 der gleichen Ausgabe werden die verwirrten
LeserInnen fettgedruckt aufgefordert, Informationen über – nein, nicht Rassi-
sten – sogenannte illegal eingeschleuste Ausländer bereitzustellen. »Was wir
dringend benötigen, sind Hinweise aus der Bevölkerung. Ich glaube, dass es
im Umland richtige Massenunterkünfte für eingeschleuste Menschen gibt, die
weiter transportiert werden sollen. … Die müssen einfach auffallen.« Das
textabschließende Zitat des polizeilichen MigrantInnenjägers Michael Bau-
mann ersetzt das eigene Resümee der Zeitung. Ein Hinweis, daß die mithel-
fenden BrandenburgerInnen die »Illegalen« nicht selbst verprügeln und aus
ihrem Land rausschmeissen sollen, sondern sie nur der der Polizei melden sol-
len, fehlte. Keine einzige Äußerung des Polizisten wird von der Zeitung auf
ihren Wahrheitsgehalt überprüft. So kommt es, daß der Preis für Fluchthilfe
mit 20.000 bis 50.000 DM angegeben wird. FluchthelferInnen werden da-
mit pauschal als AusbeuterInnen dargestellt, Fliehende als Menschen, denen
es finanziell sehr gut geht. DER TAGESSPIEGEL (13.9.2000) kommt den realen
Kosten der meisten »SchleuserInnen« näher: Er berichtet von einem Gericht-
sprozeß, bei dem FluchthelferInnen vorgeworfen wird, 450 bis 800 DM für
Transportdienstleistungen gefordert zu haben. >



schen NATO-Torpedos den Nazi-Glat-
zen vormachen? Wer deutschen Solda-
ten befiehlt, an der Seite der UCK für
Volksgruppenseparierung zu bomben,
gerät in Argumentationsnöte, wenn
er/sie Rechtsextremen verbieten will,
für ethnische Reinheit zu kämpfen. Wie
kann man die Lügenpropaganda der
Rechtsextremen angreifen, wenn selbst
mit Lügen Krieg begründet wird? 

Für die politische und ökonomische
Elite Deutschlands ist Rechtsextremismus
nicht schädlich. Die gemeinsame verba-
le Eintreten gegen den Straßenfaschis-
mus bietet eine hilfreiche Kulisse für den
»guten Deutschen«, der seine gestiege-
ne Verantwortung in der Welt wahrneh-
men will und dazu den ständigen Sitz
im UN-Sicherheitsrat benötigt. 

Ein bleibendes Potential von Faschi-
stInnen kann für eine Rechtsverschie-
bung der vermeintlichen politischen
»Mitte« sogar nützlich sein. Weil es
noch rechtsextremere AkteurInnen gibt,
fällt der eigene Beitrag zur Abschottung
Deutschlands gegen Migration und zu-
nehmende weltweite militärische Inter-
essensvertretung Deutschlands gar nicht
als so rechtsextrem auf, wie er eigent-
lich ist. Ob die Bundesrepublik Deutsch-
land dazu bereit ist, den Rechtsextre-
mismus selbst konsequent einzudäm-
men, darf also in Frage gestellt werden. 

Ein internationales Engagement ge-
gen deutschen Rechtsextremismus darf
nicht bei einer konsequenzlosen Entsen-
dung von »Drei Weisen« aufhören (wo-
bei nicht einmal eine solche Maßnahme
bis Redaktionsschluss beschlossen wurde).

Ein vernünftiger Kompromiß wäre es,
eine OSZE-Mission nach Deutschland
zu entsenden, die staatliche und nicht-
staatliche Verfolgung von MigrantInnen
untersucht und Handlungsvorschläge
unterbreitet. 

Jeglicher staatlich zur Schau gestellter
Nationalstolz muß vermieden und
bekämpft werden. Es reicht nicht, in den
Reden zum Einheitsfeiertag die »Kolla-
teralschäden« des wiedervereinigten
Deutschlands zu bedauern. 100 rassi-
stische Tote in zehn Jahren innerhalb
der BRD und ein Angriffskrieg außer-
halb sind unter anderem wegen Ver-
stoßes gegen den 2+4-Vertrag Grund
genug, jegliche offiziellen und inoffizi-
ellen Nationalenfeierlichkeiten am 3.
Oktober 2000 zu verbieten. Und wenn
das nicht hilft, müssen die vier Vertrags-
partner überlegen, welche Konsequen-
zen sie aus der eklatanten Verletzung
des Vertrages ziehen. e

Heft die Auseinanderset-
zung mit dem Beitrag
der »Neuen Mitte« zu
Fremdenfeindlichkeit
und Nationalismus. Gerd
Wiegel sieht in seinem
Beitrag Haider als Proto-
typ einer extremisti-
schen Mitte und bietet
damit eine in der herr-
schenden Extremismus-
und Totalitarismusfor-
schung nicht vertretenen
Erklärungsansatz. Be-
stärkt wird seine Argu-
mentation auch durch
die im Heft enthaltenen
Analysen der FPÖ (»na-
tionalistische Veranstal-
tung des Neoliberalis-
mus jenseits von Klasse
und Lager«) und eine
Diskursanalyse des mo-
dernisierten National-
konservativismus der
Schweiz. 
WIDERSPRUCH Heft 39,
Rechtspopulismus – Ar-
beit und Solidarität. 
204 S., 21 sFr/DM, im
Buchhandel oder ver-
trieb@widerspruch.ch,
www.widerspruch.ch,
Fon/Fax:
00.41.273.03.02

OName and Shame
»Es ist nicht so gut, wenn
Du Leute persönlich an-
greifst«, ist eine häufige
Reaktion auf meine
Äußerungen. Besser
würde es vielen von Ih-
nen sicher gefallen,
wenn ich den »allgemei-
nen Neoliberalismus«
oder die »allgemeine
Tendenz zur Militarisie-
rung« kritisieren würde,
ohne Namen zu nennen.
Es sind aber konkrete
Personen, die konkrete
Politik machen. Politi-
sche Diskussionen, Inter-
pretationen und eben
auch Angriffe auf politi-
sche Fehlentwicklungen
wird es in der Denkpau-
se weiterhin geben. Und
weil es gerade in Mode
ist, geschieht das in die-
ser Ausgabe institutiona-
lisiert in der »Name and
Shame«-Rubrik. 

[Name and ShameD]
Peter Bernhardt, Stadtverordneter in Darmstadt, enthielt sich bei der Ab-

stimmung über den Beitritt der Stadt Darmstadt zu einem »Bündnis gegen
rechts«. Gegenüber dem DARMSTÄDTER ECHO (12.08.2000) begründete er sein
Stimmverhalten: »Weil ich mit meiner Frau in der Sauna von vier Türken massiv
angegangen worden bin. Sagen Sie mir, was man gegen das gesteigerte
Selbstbewußtsein der Ausländer tun kann«. Der Obsthändler war für BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN im Stadtparlament und hat sein Mandat inzwischen abgegeben. 
Jörg Tremmel, Vorstandsvorsitzender der »Gesellschaft für die Rechte

zukünftiger Generationen«, will per grafischer Einordnung die Vergleichbarkeit
verschiedener Ereignisse mit dem Holocaust verdeutlichen. »Völkermord in Bos-
nien oder im Kosovo« ist seiner Meinung nach vergleichbar mit dem Holocaust,
die »Ermordung eines Juden oder eines Asylbewerbers« oder die »Schändung
eines jüdischen Friedhofes« sei eingeschränkt vergleichbar. Überhaupt nicht
vergleichbar seien »Maßnahmen gegen den Terror türkischer Jugendbanden in
Westdeutschland«. In DENKPAUSE NR. 2 (02.99) bezeichnete ich seine Thesen als
»rechtsextrem«. Der Berliner TAGESSPIEGEL äußerte sich ähnlich. Tremmel ist es
aber ein wichtiges Anliegen, mit der gesellschaftlichen Mitte zusammenzuar-
beiten. Im August gelang es ihm, die »Jungen Europäischen Föderalisten« in sei-
nen Jugendkongress auf der EXPO einzubinden. Die angedrohte Klage gegen
meine Einschätzung seiner Thesen als »rechtsextrem« reichte Tremmel aber gar
nicht erst ein. 

Georgia Langhans, Fraktionssprecherin der GRÜNEN im Stadtrat von Cel-
le, hat mit ihren grünen FraktionskollegInnen, SPD, CDU und Republikanern be-
schlossen, eine Mauer um ein Flüchtlingsheim bauen zu lassen. Der Zeitpunkt
für die Bauarbeiten war aber ungünstig gewählt. Gerade Mitte August, als ganz
Deutschland antirassistisch sein will, wird der rassistische Schutzwall errichtet.
»Das ist Nazi-Deutschland, das ist doch Rassismus, uns so vollständig hier ein-
zumauern«, sagt ein Flüchtling. »Warum hat die Stadt das Geld, eine solche
Mauer zu bauen, warum hat sie kein Geld, um damit für ein bisschen bessere
Wohnverhältnisse im Flüchtlingsheim zu sorgen?« Die Celler GRÜNEN besinnen
sich indes auf ihre ökologischen Wurzeln: »Wenn es noch möglich ist, sollte
man statt der Mauer lieber einen Holzzaun bauen«, so Langhans in der Celle-
schen Zeitung. Den Flüchtlingen in Celle bleibt im Moment nur die Hoffnung auf
den Staatsschutz: 1978 wollte sich ein Spitzel bei der RAF einschleimen und
sprengte das »Celler Loch« in eine Knastmauer. 
[http://www.cellesche-zeitung.de/]

Wal Buchenberg, Hobby-Journalist, macht in dem zum Teil links ausge-
richteten Online-Magazin TREND (»für die alltägliche Wut«) einen Vorschlag, wie
das arbeitende deutsche Volk mit Migration umgehen soll: »Eine praktikable
und mehrheitsfähige Methode, die Frage des Immigrantenzuzugs in einem de-
mokratisch legitimierten Rahmen zu diskutieren und zu entscheiden, wäre es,
wenn z. B. ein gemeinsamer Gewerkschaftstag der großen Gewerkschaften
jährlich über die Auswahlkriterien und die Anzahl der Immigranten des Folge-
jahres beraten und entscheiden würde.« Indem Buchenberg die MigrantInnen
erst gar nicht reinlassen will, geht er weiter als nationalistische Gewerkschafte-
rInnen, die bisher forderten »Arbeit zuerst für Deutsche«. 
[http://www.trend.partisan.net/trd0900/t130900.htm]

Marieluise Beck, grüne Ausländerbeauftragte der Bundesregierung und
Mitglied der »Gesellschaft für bedrohte Völker«, kritisiert in einem Antrag an
den GRÜNEN-Parteitag, daß ein »transparentes und offenes parlamentarisches
Verfahren, in dem Verbände ihre Interessen anmelden können und in dem die-
se unterschiedlichen gesellschaftlichen Interessen zum Ausgleich gebracht wer-
den«, bisher fehlt. »Nur so kann aber auch über wirtschaftliche Planungsdaten
und arbeitsmarktpolitische Bedenken in einem transparenten Verfahren beraten
werden.« Wirtschaftsbosse werden also in Zukunft nicht nur wegen Atomener-
gie, Renten und Steuern beim Kanzler sitzen. Von der Bewegung ihres Daumens
nach oben oder unten hängt es auch ab, ob Menschen nach Deutschland kom-
men dürfen oder nicht. Nicht vorwerfen kann man Marieluise Beck allerdings,
daß sie antirassistische Modererscheinungen mitmacht. Sie nimmt die »akzep-
tierende Jugendarbeit« mit rechtsextrem motivierten Jugendlichen weiterhin in
Schutz. (F.A.Z. 07.09.2000)



Prag wollte bettlerfrei sein. Pünkt-
lich zur Jahrestagung der Gouverneure
von Weltbank und Internationalem
Währungsfond (IWF) sollte das Betteln
in der Prager Innenstadt verboten wer-
den. Die Intentionen dafür waren aller-
dings eher ästhetischer Natur, denn auf
ein eventuell schlechtes Gewissen der
KonferenzteilnehmerInnen zurückzu-
führen. Seitdem Tschechien nach 1989
zum Musterland des ungezügelten Ka-
pitalismus (»Transformation«) wurde,
rutschte das Land in der UNO-Welt-
rangliste der Lebensqualität vom 25.
auf den 36. Rang. Für Bildung und So-
zialleistungen muß teuer bezahlt wer-
den. Seit einigen Jahren ist das Land
nicht einmal mehr unter rein kapitalisti-
scher Betrachtungsweise ein Muster-
land. 1999 stieg das Wirtschafts-
wachstum gerade einmal um 0,2 Pro-
zent, nachdem es im Jahr vorher noch
um 2,5 Prozent gefallen war. Die Nach-
richtenagentur Reuters konnte nur noch
konstatieren, daß »das Wirtschaftswun-
der platzte.« 

Das Jahrestreffen von IWF und Welt-
bank war als Großinszenierung ge-
plant, mit der Tschechien den Beitritt zur
westlichen Industriewelt zelebriert.
Aber nicht nur das Land, sondern auch
die supranationalen Institutionen wer-
den von einer Krise getroffen. IWF und
Weltbank versuchen immer noch eine
Positionsbestimmung in der sich än-
dernden Welt. Wachstum soll seit dem
letztjährigen Jahrestreffen auch »quali-
tativ« sein. 

Besonderes öffentlichkeitswirksamer
Coup war die kräftige Revision der
»Heavily Indepted Poor Countries Initia-
tive« (HIPC). Den ärmsten Ländern der
Welt sollte ein Teil ihrer Schulden erlas-
sen werden, wenn sie freiwerdende
Gelder zur Armutsbekämpfung nutzen.
Bisher bietet die Initiative aber vor al-
lem Kosmetik. Die Institutionen betrei-
ben business as usual. Der »Einbezie-
hung der Zivilgesellschaft« wird von Ba-
sisaktivistInnen mit dem Fahren per An-
halter verglichen: Mensch darf zwar

einsteigen, hat aber keinen Einfluss auf
die Richtung, die das Auto nimmt. Kein
Wunder, dass sich das HIPC-Programm
inhaltlich kaum von den alten Maßnah-
men zur Strukturanpassung unterschei-
det. Endgültig zur Farce wird die HIPC
dadurch, daß die Teilnahme nur den
Ländern gestattet wird, die sich den ar-
mutsfördernden Maßnahmen der trotz
fataler Auswirkungen weiterhin beste-
henden IWF-Strukturanpassungspro-
gramme unterwerfen. 

Die Macht der IWF-Richtlinien be-
kommen die Länder aber nicht nur von
der Institution selbst zu spüren. Selbst
die EU, die im Gegensatz zu den ein-
zelnen europäischen Staaten nicht or-
ganisatorisch in den IWF einbezogen
ist, nimmt sie sich zum Maßstab. Im
Rahmen des neuen MEDA-Programms
zur Zusammenarbeit mit den Ländern
der Mittelmeerregion tauchen sie zum
Beispiel auf. Bestimmte Gelder sollen
erst ausgegeben werden, wenn das ent-
sprechende Land die IWF-Kriterien er-
füllt. Wie wenig Freihandel und Freiheit
im Zusammenhang stehen, wird eben-
falls im MEDA-Programm deutlich. Der
Parlamentsbericht zum Thema erwähnt

auch noch explizit die Pflicht der ME-
DA-Länder, Abschiebeabkommen
(Flüchtlings-»Rückführung«) mit der EU
abzuschließen.Während die klassi-
schen Richtlinien des IWF weiter als
Maßstab für konformes Verhalten der
armen Länder gelten, werden die neue-
ren Reförmchen der Institution schon
wieder zurückgenommen. Der General-
direktor des IWF, Horst Köhler aus
Deutschland, spricht wieder davon,
daß der IWF sich übernommen habe
und nun eine Rückbesinnung auf seine
»Kernkompetenzen« anstehe. Langfristi-
ge Armutsbekämpfung soll kein Thema
mehr sein. Der Währungsfond soll le-
diglich noch eine Rolle als »letztmögli-
cher Schuldengeber« spielen, der nur in
Krisen interveniert. Weder wird in den
neuerlichen Strukturüberlegungen das
Demokratiedefizit des IWF thematisiert,
noch die Tatsache, daß er vor allem zur
Durchsetzung von Interessen der G7-Eli-
ten dient. In Prag mobilisiert ein breites
Bündnis linker Gruppen gegen den Gip-
fel. Die Vertreter der kapitalistischen
Wachstumsdoktrin sind nicht allein,
wenn sie die Weltordnung gestalten
wollen.    e

IWF- und Weltbanktreffen in Prag

Platzende
Wirtschaftswunder

Kapitalistische Institutionen haben spätestens seit den heftigen Protesten gegen den WTO-Gipfel in Seattle keinen guten Ruf.
Jetzt werden Armutsprogramme geplant, die aber auf alte Konzepte setzen. Die armutsfördernden IWF-Strukturanpassungsmaß-
nahmen gelten jetzt auch für das MEDA-Programm der EU. 

INPEG
Breites, in Tschechien or-
ganisiertes Bündnis der
WiderständlerInnen ge-
gen das IWF-Treffen.
Ähnlich wie in Seattle
umfasst der Zusammen-
schluß ein breites Spek-
trum von Umweltgrup-
pen, Bürgerrechtsaktivi-
stInnen, kleineren Ge-
werkschaften bis hin zu
AnarchistInnen. Nicht Teil
von INPEG sind ein ei-
genständiger Schwarzer
Block, die Kommunisti-
sche Partei und Großge-
werkschaften.

IWF 
Internationaler
Währungsfonds oder auf
Englisch International
Monetary Found (IMF).
1945 als Überwachungs-
instanz für das Bretton-
Woods System der stabi-
len Wechselkurse gegrün-
det. Nachdem dieses
1973 aufgelöst wurde,
änderten sich die Aufga-
ben. Nun war der IWF
vor allem als Kreditgeber
an arme Länder tätig.
Um seine Kredite zu be-
kommen, mussten sich
diese Strukturanpas-
sungsmassnahmen unter-
werfen, indem sie staatli-
che Investitionen in den
Bildungs- und Gesund-
heitssektor auf ein Mini-
mum reduzieren. Besser
ging es ihnen danach
nicht. Schwere Kritik zog
sich der Fonds ebenso
durch sein Verhalten in
der letzten Asienkrise zu.
Die Stimmverteilung in
den Entscheidungsgremi-
en des IMF erfolgt nach
einem Schlüssel, der dem
investierten Kapital folgt.
USA und EU-Staaten ha-
ben zusammen die abso-
lute Mehrheit der Stim-
men.

www.inpeg.org 
Englischsprachige Site der
lokalen Prager Organisa-
tion

www.crosswinds.net/
prag2000/home.htm
Deutschsprachige Home-
page mit umfassenden
Prag-Infos

www.prague.
indymedia.org 
Unabhängiges Medien-
zentrum mit aktuellen
Berichten aus der Stadt
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Prag – immer eine Reise wert.



Weiteres zur Schleu-
ser-Kontroverse
www.ilka.org/themen/
weitere.html#festeu
www.ceyhun.de

»Die Berufung des tür-
kischstämmigen Unter-
nehmers Vural Öger für
doe Zuwanderungskom-
mission der Bundesregie-
rung durch Bundesinnen-
minister Otto Schily ist
ein erfreulicher und
wichtiger Schritt. … Wir
freuen und ganz beson-
ders.« Presseerklärung
Ozan Ceyhun
www.ceyhun.de/presse-
mitteilungen/
000901.htm

Eine gesteuerte Einwan-
derung von jungen Aus-
ländern nach Deutsch-
land forderte das Mit-
glied der Zuwanderungs-
kommission, der tür-
kischstämmige Reiseun-
ternehmer Vural Öger.
Die Zuwanderer müssten
ausgewählt werden. »Es
kann nicht sein, daß
Menschen kommen, die
keienn Beruf haben und
hier nicht arbeiten kön-
nen, weil ihre Arbeit
nicht gebraucht wird und
die dann den Sozialkas-
sen zur Last fallen. …
Die Einwanderer müssen
sich zu Deutschland be-
kennen.« 
Kölner Stadtanzeiger
14.09.2000

Auf einen Blick: 

Ilka Schröder MdEP
www.ilka.org
schroeder@ilka.org

Büro Berlin
Postfach 080417
10004 Berlin
Deutschland
Fon +49.30.2096 1340
Fax +49.30.2096 1356
berlin@ilka.org

Büro Brüssel
Rue Wiertz ASP 8 G 253
1047 Bruxelles
Belgien
Fon +32.2.284.74 49
Fax +32.2.284.94 49
bruxelles@ilka.org
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oNews
Familiennachzug für ReicheFamiliennachzug für Reiche
Das Europäische Parlament (EP) ge-
nehmigte die von der Kommission vorge-
schlagene Richtlinie zur Familienzusam-
menführung von Nicht-EU-BürgerInnen.

Die Richtlinie erleichtert denjenigen Mi-
grantInnen die Einreise, deren Familien-
angehörige bereits legal in der EU an-
sässig sind. Die konservative Fraktion im
EP (CDU/CSU etc.) scheiterte mit ihrem
Versuch, die in weiten Teilen liberale Vor-
lage der Kommission umfassend zu de-
montieren und das Zuzugsrecht auf die
Kernfamilie, also EhegattInnen und min-
derjährige Kinder, zu beschränken. Statt
dessen ist künftig auch der Nachzug von
Eltern, Großeltern und erwachsenen Kin-
dern möglich. Damit wurde auch für
Deutschland der Kreis der Berechtigten
erheblich ausgeweitet. Positiv an der Re-
gelung ist außerdem, daß ein für die Mit-
gliedstaaten verbindliches und für die Be-
troffenen einklagbares Recht geschaffen
wurde. Das EP betonte ausdrücklich, daß
die Mitgliedstaaten auch weiterhin das
Recht haben, Regeln zu erlassen, die für
die MigrantInnen günstiger sind.

Ein Nachteil der Richtlinie ist jedoch,
daß sie nur für anerkannte Asylbewerbe-
rInnen gilt. Für diese Beschränkung ha-
ben sich vor allem die deutschen und die
österreichischen SozialdemokratInnen
eingesetzt. Flüchtlinge, die nur vorüber-
gehenden Schutz geniessen, wie z. B.
Menschen, die wegen des NATO-Krieges

aus dem Kosovo in die EU flohen, blei-
ben also außen vor. Das zweite Pro-
blem besteht darin, daß bei unverhei-
rateten und gleichgeschlechtlichen
Partnern ein Nachzug nur dann mög-
lich ist, wenn diese Form der Lebens-
gemeinschaft auch im jeweiligen Mit-
gliedsland der Ehe gleichgestellt ist.
Das aber können allerdings nur weni-
ge Mitgliedsstaaten für sich in An-
spruch nehmen.

Innenminister Otto Schily (SPD) hat
bereits Widerstand gegen die Rege-
lung angekündigt, da er mit einem
»Flüchtlingsstrom in sechsstelliger
Höhe« rechnet. Da Nicht-EU-BürgerIn-
nen, die sich in Deutschland aufhalten
wollen, aber trotz rot-grüner Regie-

rung nach wie vor hohe bürokratische
Hürden zu überwinden haben, ist die-
se Zahl völlig realitätsfern. Vorausset-
zung ist nämlich unter anderem, daß
mensch ein bestimmtes Einkommen
und genügend Wohnraum nachwei-
sen kann. Dies wird durch die Richtli-
nie keinesfalls geändert. Außerdem
bleibt den Mitgliedsstaaten die Mög-
lichkeit weiterhin offen, die Einreise
oder den Aufenthalt eines Familienmit-
glieds aus Gründen der »öffentlichen
Ordnung, der inneren Sicherheit oder
der öffentlichen Gesundheit« zu ver-
weigern. e
[Weitere Beiträge zum Thema »Fest-
ung Europa«: www.ilka.org/
themen/weitere.html#festeu]

Kein ParteiausschlussKein Parteiausschluss
FluchthelferInnen engagiert weiter-
führen will. Die Fraktion GRÜNEN/EFA
wird am 18. Oktober 2000 über das
weitere Vorgehen gegenüber »illega-
ler Einwanderung« beraten. Der Frak-
tionsvorstand machte in einem Brief
zur Kontroverse mit Ozan Ceyhun be-
reits deutlich, daß sich die Fraktions-
mehrheit höchstwahrscheinlich dafür
aussprechen wird, daß eine EU-Ein-
wanderungspolitik »natürlich nicht
härtere polizeiliche Maßnahmen an-
wenden darf«. Wer den 47 Fraktions-
mitgliedern seine Meinung zum The-
ma sagen will, kann bei mir unter bru-
xelles@ilka.org eine Liste der eMail-
Adressen anfordern oder unter
www.euoparl.eu.int selbst suchen.  e

Die hessischen Grünen wollen offen-
sichtlich keinen Parteiausschlussantrag
gegen mich stellen. Ihr Ultimatum für eine
Entschuldigung wegen einer Kritik am
einzigen zur Zeit für die hessischen GRÜ-
NE im EP vertretenen Abgeordneten Ozan
Ceyhun verstrich am 6. August 2000 oh-
ne Konsequenzen. Der Vorsitzende der
hessischen GRÜNEN, Dr. Hubert Kleinert,
mußte bei anderer Gelegenheit einräu-
men, daß sein Landesverband im letzten
Jahr etwa zehn Prozent der Mitglieder
verloren hat und sich jetzt mit dem Pro-
blem konfrontiert sieht, nicht genügend
KandidatInnen für die hessische Kommu-
nalwahl 2001 aufstellen zu können.
Ozan Ceyhun unterstrich in einer Pres-
seerklärung, daß er seinen Kampf gegen

Eine nach wie vor wirkungsvolle Po-
litikstrategie wird derzeit anhand des
Exports der Hanauer MOX-Brennele-
mentefabrik nach Rußland nachge-
spielt: Weil es keine vernünftigen poli-
tischen Gründe für den Export gibt,
werden juristische Sachzwänge ins
Spiel gebracht. Für Erna Normalab-
geordnete und Otto Normalpartei-
tagsdelegierten ist die Sache damit
erldigt. Die StrategInnen wissen, daß
Gerda und Otto juristische Argumente

als unumstößlich und objektiv hinneh-
men. Eine Expertise im Auftrag der
Umweltschutzorganisation Greenpea-
ce räumt mit dem Unwissen auf:  

Die Brennelementefabrik fällt gemäß
Art. 7 Abs. 2 des Anhangs IV der EG-
Verordnung Nr. 338/94 des Rates v.
9.2.1994 unter die Gattung der »dual-
use«-Güter, die sowohl zu zivilen, als
auch zu militärischen Zwecken genutzt
werden können. Damit müssen beim
Export internationale Vereinbarungen
über die Nichtverbreitung und Kontrol-
le sicherheitsempfindlicher Güter be-
achtet werden. Auch unter Berücksich-
tigung des Kriegswaffenkontrollgset-
zes kommt der Verfasser, Rechtsanwalt
Michael Günther, zu Schluß, daß »die
Genehmigung zwingend zu versa-
gen« ist. 

Selbst unter der Annahme, daß die
Anlage nicht primär für waffentechni-
sche Zwecke geeignet und bestimmt
ist, kann nach § 7 Abs. 2 Außenwirt-
schaftsgesetz eine Ermessensentschei-
dung getroffen werden. »Wegen des
danach vermutlich festzustellenden,
besonderen Risikopotentials und der
Ungeeignetheit der MOX-Brennele-
mentetechnik zur schadlosen Verwer-
tung des Plutoniums könnte hier auch
das Ermessen auf Null reduziert sein.
Eine Ausfuhrgenehmigung darf dann
nicht erteilt werden.« e

Hanobyl wird exportiertHanobyl wird exportiert
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Gentechnik-Konsens
voranbringen

http://www.gruene-frak-
tion.de/archiv/pm/2000

/00-0370.htm

Magdeburger Bun-
destagswahlpro-

gramm der GRÜNEN

1998
Freisetzungen gentech-

nisch manipulierter
Pflanzen, Tiere und Mi-
kroorganismen sind un-

verantwortlich und in
ihren Folgen nicht be-

herrschbar. Gentechnolo-
gie ist eine genetische

Umweltverschmutzung.
Sie ist in ihren Folgen un-

beherrschbar und daher
nicht zu verantworten.

http://www.gruene.de/
archiv/wahl/btwahl98/

prog/Wahlprog98/
oekologie.htm
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CASTOR bald 
wieder unterwegs
CASTOR bald
wieder unterwegs

(45. KW) meldeten mehrere Quellen
einen Transport nach Ahaus - Aus-
gangsort ist möglicherweise Neckar-
westheim. Den zahlreichen Dementis
von Bundesgrenzschutz und rot-grüner
NRW-Landesregierung dürfte nach
dem letzten Täuschungsversuch (kurz-
fristige Vorverlegung vom CASTOR)
kein Glauben mehr zu schenken sein.

Für AtomkraftgegnerInnen empfiehlt
es sich, im Internet aktuelle Informatio-
nen einzuholen und Mailinglisten zu
abonnieren, z.B. www.antiatom.de/
castorxmeter.html oder www.x1000mal-
quer.de. Ältere Beiträge zum Thema:
www.ilka.org/themen/atom.html   e

Seit dem Nachweis überhöhter
Strahlung von CASTOR-Behältern und
dem darauf folgenden Merkelschen
Transportstopp ist noch kein hochra-
dioaktiver Atomtransport unterwegs
gewesen. Das soll sich jetzt ändern
(»Politikwechsel nur mit uns!«), die
Gerüchteküche der Anti-Atom-Bewe-
gung beginnt heftig zu brodeln.

Demnach planen AKW-Betreiber
und baden-württembergische Polizei
für Oktober einen CASTOR-Transport
vom AKW Philippsburg (zwischen Kar-
lsruhe und Mannheim) zur französi-
schen Wiederaufarbeitungsanlage La
Hague. Für die erste Novemberwoche

Nach dem Tod von 58 Flüchtlingen in
Dover (Großbritannien) sprach sich am
6. Juli 2000 eine Mehrheit der Abge-
ordneten des Europäischen Parlaments
für härtere polizeiliche Maßnahmen ge-
gen FluchthelferInnen aus. In dem Be-

gesellschaft und Sicherheits-
wahn. 
www.nadir.org/nadir/initiativ/
infoladen_leipzig/camera/

b 27 – 29.10.2000 / »Wir müssen
lernen, den Leuten auch mal weh
zu tun« (Antje Vollmer). Seminar
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik
www.junge-linke.de

b 02. – 04.12.2000, Paris / Europäi-
sche Versammlung der Erwerbs-
losen und ungeschützt Beschäftig-
ten, www.euromarches.org

b 04 – 06.12.2000 / Karawanen
nach Nizza aus allen Ländern
Europas, 
www.euromarches.org

b 07 – 08.12.2000, Nizza / Demon-
stration und »Besetzung der
Stadt«, www.euromarches.org

b 15. – 17.12.2000 / Schule, ein ein-
ziger Dienst am Menschen? Se-
minar zur Kritik der Bildungspoli-
tik www.junge-linke.de

b 12. – 14.01.2000 / Seminar »Na-
tionalsozialismus und Vergangen-
heitsbewältigung« 
www.junge-linke.de

b 29.09. – 01.10.2000 / Aktionswo-
chenende in Amsterdam gegen
die mal wieder drohende Räu-
mung der »Kalenderpanden« am
Entrepotdok www.kalenderpan-
den.nl/

b 29.09. – 01.10.2000 / Fulda, Tref-
fen der Bundesarbeitsgemein-
schaft unabhängiger Erwerbslo-
seninitiativen, Infos FALZ e.V. 
Fon: (0 69) 70 04 25

b 07.10.2000, Berlin-Köpenick / Demo
gegen NPD, Flughafenverfahren,
Abschiebepolitik und -haft, für
Bewegungsfreiheit 

www.antifa.de/2000/10/07/
aab.php3

b 06. – 08.10.2000, Berlin / 
BUKO 23: WTO und soziale Be-
wegungen im globalen Kapitalis-
mus - Widerstand WeltWeit von
unten organisieren 
www.epo.de/buko/webq.htm

b 14.10.2000, 13.00 Uhr, Leipzig, Au-
gustplatz / Demo »Save the Resi-
stance!« gegen Überwachungs-

Mit knapper Mehrheit verabschiede-
te das europäische Parlament in der er-
sten Septemberwoche eine Resolution ge-
gen das Klonen von Menschen. Vor allem
Konservative und Grüne stimmten zusam-
men mit 237 zu 230 Stimmen für einen
entsprechenden Antrag. Anlass war die
Entscheidung von Grossbritanniens New
Labour, das Klonen von Stammzellen zu
erlauben. Selbst Verfechter der Gentech-
nik bezweifeln, daß die Technik medizi-
nisch Sinn macht. Vielmehr wird in ihr ein
Versuch gesehen, das Klonen in der Me-
dizin als Standard zu etablieren. Das Eu-
ropäische Parlament hat nicht die Kompe-
tenz, die Freigabe zu verhindern. Einzi-
ges Druckmittel ist es, EU-Fördergelder an
Institutionen, die mit geklonten Menschen
arbeiten, zu sperren. 

Ich selbst habe mich bei der Abstim-
mung enthalten. Ich befürworte, daß das
Klonen verboten bleibt. Allerdings wird in
derselben Resolution medizinische Gen-
technik uneingeschränkt begrüßt. Das
Parlament fordert »maximale politische,
wissenschaftliche und ökonomische An-
strengungen« für Forschung an erwachse-
nen Stammzellen. Angesichts eines sol-
chen Akzeptanzprogramms ist es nur eine
Frage der Zeit, bis das Parlament auch
menschliches Klonen als medizinische
Notwendigkeit ansehen wird. Genthera-
pien werden seit fast zehn Jahren erfolg-
los erprobt, dabei gab es mehrere Tote.
Die Washington Post berichtete von 691
Fällen mit schwerwiegenden Problemen
nach gentherapeutischen Experimenten
allein in den USA. 

Bei den deutschen Grünen setzt unter-
dessen auch in der Gentechnik ein Um-
denkprozeß ein. Im Juni schlug Bundes-
kanzler Gerhard Schröder vor, drei Jahre
lang für die Akzeptanz von Gen-Food zu
werben. In einer ersten Stellungnahme -
voraussichtlich vor Kenntnis von Schrö-
ders Rede verfasst – nahm Ulrike Höfken,
verbraucherpolitische Sprecherin für die
Grünen-Fraktion Stellung: »Gentechnik-
Konsens voranbringen… Wir begrüßen
und unterstützen die Initiative…Die Unter-
nehmen sind aufgefordert, ihre Ankündi-

gungen für einen offenen
Dialog zu realisieren, ein
Vertrauensverhältnis zum
Verbraucher aufzubauen
und sich aktiv an dem an-
gebotenen Programm zu
beteiligen.« e

EU will 
noch nicht klonen
EU will 
noch nicht klonen

v Termine

Bestellungen, Abbestellungen und Adressänderungen bitte an 
abodatei@ilka.org mitteilen. 

Praktikum – Für Leute, die sich be-
reits innerhalb oder außerhalb einer
Partei politisch engagiert haben, gibt es
jetzt wieder die Möglichkeit, ein Prakti-
kum in Brüssel oder Berlin zu machen.
Weitere Infos: www.ilka.org/praktikum


